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Milliarden für Krippenplätze –
der Bund soll zur Nanny der Nation werden
Alle Eltern, die ihre Kinder «institutionell» betreuen lassen, sollen künftig vom Bund Geld erhalten

KATHARINA FONTANA

Üblicherweise widmet sich die national-
rätliche Kommission für Wissenschaft,
Bildung und Kultur (WBK-N) The-
men wie der Sexualaufklärung in der
Schweiz, dem Pavillon an der Weltaus-
stellung in Osaka oder der Frage, ob es
eine Koordinationsstelle für die Vertei-
lung abgelaufener Lebensmittel braucht.
Das sind alles interessante Dossiers,
doch nicht wirklich das, was das Parla-
mentarierherz schneller schlagen lässt.
Doch nun wartet die WBK-N für ein-
mal mit einer Gesetzesvorlage auf, die
Höheres im Sinn hat.

Die Bildungspolitiker wollen eine
neue Sozialleistung einführen: Eltern,
die ihre Kinder «institutionell» betreuen
lassen, sollen künftig einen Rechts-
anspruch auf Bundesgelder haben. Die-
ser Anspruch soll ab der Geburt des
Kindes bis zum Ende seiner obligato-
rischen Schulzeit gelten. Die WBK-N
möchte damit die sogenannteAnschub-
finanzierung für Krippenplätze, die seit
bald zwanzig Jahren in Kraft ist und
regelmässig verlängert wurde, in eine
endgültige Lösung überführen.

530 Millionen Franken pro Jahr

Finanziell bewegt sich die Vorlage aller-
dings in völlig anderen Sphären: Wäh-
rend der Bund für dieAnschubfinanzie-
rung seit 2003 Verpflichtungen von ge-
samthaft etwa 430 Millionen eingegan-
gen ist, denkt die WBK-N grösser, viel
grösser. 530 Millionen Franken pro Jahr
soll der Bund den Eltern künftig zah-
len müssen. Die halbe Milliarde Fran-
ken jährlich wäre freilich erst der An-
fang, der Betrag würde sich in den
Folgejahren erhöhen, teilt die Kommis-
sion mit. Weitere 160 Millionen Fran-
ken will die Kommission dafür einset-
zen, um via Finanzhilfen an die Kantone
die Kita-Standards zu harmonisieren –
damit dieVorschulkinder vonAppenzell
Innerrhoden bis Genf überall auf das-
selbe Angebot zählen können.

Die WBK-N begründet ihr bemer-
kenswertes Vorhaben mit der Förde-
rung der Vereinbarkeit von Beruf und
Familie und der Chancengerechtigkeit
für Kleinkinder, und bei diesem Thema
darf Geld offenbar keine Rolle spielen.
Deshalb wird der Kreis der Berechtig-
ten auch weit gezogen, und es werden
alle Eltern beglückt, unabhängig davon,
ob sie als Geringverdiener die finan-
zielle Hilfe brauchen können oder ob
sie zu den oberen Einkommensklassen

gehören. Ebenfalls keine Rolle spielt,
wie viel die Eltern arbeiten und ob sie
ihr Kind in die Krippe schicken, weil sie
beide im Büro sind oder weil sie sich
mehr Freizeit gönnen wollen.

Der Bundesbeitrag wird schätzungs-
weise zwischen 11 und 22 Franken pro
Kind und Tag liegen, was je nach Kin-
derzahl und Anzahl Betreuungstagen
eine stolze Summe von mehreren hun-
dert Franken monatlich ergeben kann.
Die WBK-N geht davon aus, dass ein
Kita-Tag 110 Franken kostet. Daran
soll der Bund einen Sockelbeitrag von
10 Prozent sowie einen Zusatzbetrag
von bis zu weiteren 10 Prozent leisten.

Je mehr ein Kanton in die ausser-
familiäre Kinderbetreuung investiert,
desto mehr Geld zahlt der Bund hinzu;
die Kommission nennt das «Bonus-
system». Da die Preise in Altdorf oder
Lauterbrunnen nicht unbedingt gleich
hoch sind wie in Zürich oder Lausanne,
soll der Bund die Durchschnittskosten
je nach Region,Kanton undArt der Be-
treuung erheben. Das dürfte zwar mit
erheblichem Aufwand verbunden sein,

doch davon lassen sich die Bildungspoli-
tiker nicht abhalten.

Das Geld ist an die Voraussetzung
geknüpft, dass Eltern ihr Kind in eine
Institution – Krippe,Tagesmutter,Tages-
schule – schicken.Wer seine Kinder von
einer Nanny oder von der Nachba-
rin betreuen lässt, während er dem Be-
ruf nachgeht, erhält kein Geld, und das
ganz bewusst. Gewünscht sind nämlich
Kollektivbetreuungen der Kinder. So
schreibt etwa die SP in ihrer Stellung-
nahme enthusiastisch, dass die Kita ein
zentraler Ort sei, an dem die «Repro-
duktion sozialer Ungleichheit unterbro-
chen» werden könne. Der Besuch einer
Kita sei besonders wichtig, um Kindern
Fähigkeiten zu vermitteln, die für den
späteren Erfolg in der Schule wie im Le-
ben allgemein relevant seien.

Kollektive Betreuung gewünscht

Die Gesetzesvorlage, die diesen Som-
mer in der Vernehmlassung war und
noch vor den eidgenössischen Wahlen
im Herbst 2023 unter Dach und Fach

gebracht werden soll, stösst bis anhin
auf sehr viel Zustimmung. Angesichts
der finanziellen Konsequenzen und der
ideologischen Ausrichtung ist das eini-
germassen erstaunlich. Im rot-grünen
Lager findet man die neue Sozialleis-
tung selbstredend eine gute Idee, wenn
auch noch zu wenig umfassend.Auch die
Mitte-Partei, die stets nach allen Seiten
Geld verteilt, unterstützt das Vorhaben.

Bei der FDP gehen die Meinungen
auseinander. Die freisinnigen Frauen
sind Feuer und Flamme, allerdings be-
hagt ihnen der Gedanke nicht ganz, dass
auch Eltern, die freiwillig in Mini-Pen-
sen beschäftigt sind, auf Kosten des Bun-
des die Kinder betreuen lassen können.
Ein kurzes Nein kommt dagegen von
der FDP selber – das Nein ist allerdings
so kurz, dass es nicht überraschen würde,
wenn die Freisinnigen bei der parlamen-
tarischen Beratung ins Lager der Befür-
worter abwandern würden. Einzig die
SVP und der Schweizerische Gewerbe-
verband lehnen die Vorlage klipp und
klar ab, während die Economiesuisse
die geplante Zentralisierung zwar frag-

würdig und derArbeitgeberverband die
halbe Milliarde Franken jährlich eigent-
lich zu hoch findet, sie aber dennoch kei-
nenWiderstand anmelden.

Auch bei den Kantonen stösst das
Vorhaben prinzipiell auf ein sehr posi-
tives Echo, was wieder einmal zeigt:
Wenn die Bundeskasse klingelt, sind
auch die grössten Föderalisten schnell
keine mehr. Allein die Kantone Zug

und Graubünden lehnen die Vorlage
dezidiert ab und erinnern daran, dass
die Krippenfinanzierung keine Bun-
desaufgabe darstelle und, wenn schon,
die Kantone und die Gemeinden in der
Pflicht stünden.

So grosszügig die WBK-N finanziell
unterwegs ist, so grosszügig ist sie auch
bei der verfassungsrechtlichen Grund-
lage. Familienpolitik ist Sache der Kan-
tone, dem Bund steht grundsätzlich
keine Kompetenz zu, selber aktiv zu
werden. Aus diesem Grund wollte das
Parlament vor zehn Jahren einen Fami-
lienartikel in die Verfassung einfügen,
der den Bund ermächtigt hätte, nicht
mehr nur ergänzend zu helfen, sondern
mit eigenenMassnahmen dieVereinbar-
keit von Familie und Beruf zu fördern.
Der besagte Familienartikel scheiterte
allerdings in derVolksabstimmung 2013,
die Stände sagten Nein.

Die WBK-N indes ficht das nicht
an. Sie geht über die Verfassungsfrage
leichtfüssig hinweg und hält es, man
weiss nicht recht warum, für zulässig,
dass der Bund einen eigenen neuen
Sozialanspruch für Familien einführt.
Man darf gespannt sein, ob dieseAuffas-
sung in der parlamentarischen Beratung
einfach so akzeptiert werden wird oder
ob sich jemand ein Herz fasst und für
die Einhaltung der Verfassung plädiert.

Auf einen Nenner gebracht: Es gibt
wohl kaum eine Vorlage, welche die
finanzielle, föderalistische und verfas-
sungsrechtliche Frivolität des Parla-
ments besser verkörpert als das geplante
Krippengesetz.

Alle Eltern, auch Gutverdienende, sollen in den Genuss des Betreuungsbeitrags kommen. KARIN HOFER / NZZ

Alles für alle, die SP will
ein staatliches All-inclusive-Paket
In Basel eröffneten die Sozialdemokraten ihren Wahlkampf – als Universalpartei grenzen sie sich von den Grünen ab

SAMUEL TANNER, BASEL

Als die SP am Samstag ihren Wahl-
kampf begann, betrat irgendwannDavid
Roth die Bühne, der frühere Präsident
der Jungsozialisten. Er skizzierte einen
Tag in seinem Leben: Er steht um 6 Uhr
30 auf, ohne Angst, «denn es ist sicher
in der Schweiz»; das Zimmer ist geheizt,
weniger als auch schon, aber gefroren
hat er in der Nacht nicht; das Licht geht
an, auch weil seine Bundesrätin Simo-
netta Sommaruga dafür schaut; er nimmt
den Zug und dann das Tram zur Arbeit
in Bern, die Post ist rechtzeitig gekom-
men, deshalb kann er loslegen; wenn er
durstig ist, trinkt er sauberes Wasser –
und bevor der Tag irgendwann zu Ende
geht und er das Licht wieder löscht, hört
er das «Echo der Zeit».

Fünfzehn Institutionen des staat-
lichen Service public hatte David Roth
aufgezählt, als er am Ende seines imagi-

niertenTages ankam:«Sie alle habenmir
ein bisschen durch den Tag geholfen.»
Das ist der Anspruch. In einem neuen
Wahlkampfvideo formulierte ihndieCo-
Präsidentin der SP, Mattea Meyer, noch
in einer zusätzlichen Schattierung: «Wir
lieben den besten Service.»

Die SP leuchtet den Weg

Das ist, kurzum, die Lebenswelt, die die
SP an ihrem Parteitag in Basel präsen-
tierte: Diese Partei will einen Staat, der
seine Bürger durch den ganzen Tag be-
gleitet, ein politisches All-inclusive-
Paket ist, die umfassendste Versiche-
rungsanstalt der Welt. Sollte irgendwo
im Lauf des Tages eine Hürde stehen,
soll dieser Staat bereits denWeg um die
Hürdeherumsignalisiert haben.Unddie
SP steht daneben und leuchtet denWeg.

Der zentrale Wahlkampfspruch der
SP ist vielleicht auch deshalb kein inhalt-

licher – dann hätte sie sich einschränken
müssen –, sondern ein politisches Prin-
zip: «Wir ergreifen Partei.» SP-Co-Prä-
sident Cédric Wermuth sagte in einer
Rede: «Man kann Politik nicht mehr
monothematisch betreiben, man kann
sie nicht in Silos denken: hier Klima, da
Sozialstaat, dort Gleichstellung.»

Parteitage sind immer auch begeh-
bare Parteiprogramme: Der Freisinn
etwa begann seinenWahlkampf am ver-
gangenen Wochenende mit einer diszi-
plinierten zweistündigen Akrobatik-
und Lichtshow und einer Slimfit-Rede
seines Präsidenten Thierry Burkart. Die
SP führt an diesem Wochenende eine
Art zweitägiges Grundsatzkolloquium
durch – mit langen Diskussionen über
ein Europapapier, über Resolutionen,
mit Grussbotschaften aus Österreich
und Italien, mit einer Menschenkette
für Iran und mit nicht weniger als sechs
inhaltlichen Schwerpunkten.

Die SP will eine Schweiz, die «die
Kaufkraft stärkt und Ungleichheit ver-
ringert», «die Klimakrise bekämpft und
die Versorgungssicherheit garantiert»,
«in der Gleichstellung endlich voran-
kommt», die «Armut,Ausgrenzung und
soziale Kälte beendet», «den Service
public stärkt», «Verantwortung für Frie-
den, globale Gerechtigkeit und den Zu-
sammenhalt in Europa übernimmt».

Überall dabei sein

Und natürlich noch viel mehr. Der
Ständerat Daniel Jositsch sagte irgend-
wann am Samstag: «Wir ergreifen Partei
für alleMenschendieserWelt.»DieRed-
nerinnen und Redner der SP erwähnten
eine Prämienentlastungsinitiative, eine
Klimafondsinitiative, eine 13.AHV-
Renteninitiative, eine Finanzplatzinitia-
tive, eineKitainitiative.CédricWermuth
hatte einmal gesagt: «Ich tendiere dazu,

überall dabei sein zu wollen.» Es ist zu
einem Prinzip seiner Partei geworden.

Mit diesem Alles-für-alle-Prinzip
grenzt sich die SP auch von ihrer wich-
tigsten Konkurrentin ab, den Grünen.
Während die Grünen aus jedem Thema
ein Klimathema machen und damit als
linkeMonothemaparteiwahrgenommen
werden,will die SP aus jedemThema ein
sozialdemokratisches Thema machen
unddamitdie linkeAllthemenpartei sein.
Oder wie Mattea Meyer sagte: «Die ein-
zigeLobbyderMenschen (. . .) ist dieSP.»

Am Ende ihrer Rede standen Meyer
und Wermuth gemeinsam auf der
Bühne, und Meyer sagte: «Wir haben
viel vor.» Niemand hätte ihr widerspre-
chen können. Ob die SP für die Wah-
len im nächsten Jahr thematisch bereit
ist – und sich stabilisieren kann, wie ihr
das SRG-Wahlbarometer voraussagt –,
muss sich noch zeigen.Thematisch breit
ist diese SP aber bestimmt.

Kaum eine Vorlage
verkörpert die
finanzielle Frivolität
des Parlaments besser
als das Krippengesetz.
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